
EP-FH-01-602-2 D – Was Freiheit schützt

Antragsteller*in: Anna Katharina di Bari (KV Bochum)

Änderungsantrag zu EP-FH-01

Von Zeile 601 bis 603 einfügen:
zivilgesellschaftliche Menschenrechtsmonitoring durch die EU-Grundrechteagentur
weiter ausbauen. Die Einhaltung von Menschenrechten, auch an Außengrenzen, muss
Vorraussetzung dafür sein, dass europäische Gelder an nationale Regierungen gezahlt
werden. Gleichzeitig bedarf es einer engmaschigen parlamentarischen Kontrolle von
Frontex-Einsätzen und einer systematischen Menschenrechtsbeobachtung vor Ort. Hilfs-
und 

Begründung

Diese grüne Forderung, die bereits im Kontext von Orbans-Vorgehen häufig wiederholt
wurde, sollte auch im Bereich Asyl gelten. Die EU macht sich selbst abhängig von
autokratischen Kräften, wenn sie ihre Politik finanziert und diese die EU nutzen, um ihre
Agenda zu finanzieren.

Im Bereich der Rechtsverletzung an Grenzen ist nicht zu erwarten, dass eben solche
autokratische Regierungen ohne (finanziellen) Druck ihr Agieren verändern.
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